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Auf einen Blick 

Anhand einer repräsentativen Umfrage unter Beschäftigten analysiert das vorliegende  

Paper die Zustimmung zu energiepolitischen Maßnahmen und die Wahrnehmung sozio- 

ökonomischer Folgen entlang politischer Parteipräferenzen. Zwischen den parteipoli- 

tischen Linien „Mitte links“ (SPD, Grüne, Die Linke), „Mitte rechts“ (CDU/CSU, FDP) und 

„populistisch“ (BSW, AfD) finden sich deutliche Unterschiede, aber über die parteipoli- 

tischen Differenzen hinaus auch Mehrheiten für die Kopplung staatlicher Förderung an gute 

Arbeitsbedingungen und für mehr demokratische und finanzielle Teilhabe an der Energie-

wende. 
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Zusammenfassung 
 

Das vorliegende Working Paper analysiert anhand einer repräsentativen 

Umfrage die Zustimmung von Beschäftigten zur Energiewende in 

Deutschland. Im Fokus steht vornehmlich die Beurteilung verschiedener 

Energiequellen und die Wahrnehmung der sozioökonomischen Folgen 

der Energiewende. Vor dem Hintergrund intensiver politischer Diskussio-

nen zur Ausgestaltung der Energiewende, vor allem durch die Wahler-

folge der AfD und des BSW, betrachten wir zudem die Unterschiede in 

der Zustimmung entlang politischer Parteipräferenzen. 

Eine Mehrheit der Beschäftigten unterstützt die Ziele der Energie-

wende, den Ausbau von erneuerbaren Energien und den Kohleausstieg. 

Auch Wasserstoff erfährt mehrheitliche Zustimmung, solange dieser aus 

erneuerbaren Energien hergestellt wird. Sorgen und Unsicherheiten zei-

gen sich bei den ökonomischen und arbeitsmarktpolitischen Folgen der 

Energiewende. 

Deutliche Differenzen zeichnen sich entlang parteipolitischer Präferen-

zen der Befragten ab. Anhänger:innen der etablierten Parteien zeigen 

deutlich mehr Zustimmung zur Energiewende als AfD- und BSW-Befür-

worter:innen. Zudem unterstützen Anhänger:innen des Mitte-links-Spek- 

trums (SPD, Grüne, Die Linke) die Energiewende stärker als Anhänger:in-

nen des Mitte-rechts-Spektrums (CDU/CSU, FDP). Die Zustimmung der 

AfD-Anhänger:innen ist in fast allen Fragen durchschnittlich signifikant 

niedriger; die Zustimmung der BSW-Anhänger:innen liegt in den meisten 

Fällen zwischen der der AfD und der etablierten Parteien. 

Interessant ist allerdings, dass die Kopplung staatlicher Förderungen 

an gute Arbeitsbedingungen sowie eine stärkere demokratische und fi-

nanzielle Teilhabe auch über die skizzierten parteipolitischen Differenzen 

hinaus eine Mehrheit finden. 
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1. Einleitung 
 

Der Energiepolitik kommt eine überaus entscheidende Rolle zur Errei-

chung der nationalen und internationalen Klimaziele zu. Auf der einen 

Seite machen energiebedingte Emissionen mehr als 80 Prozent der ge-

samten deutschen Emissionen aus (Umweltbundesamt 2024a). Auf der 

anderen Seite ist Energie die Grundlage aller Wirtschaftsprozesse sowie 

des täglichen Lebens privater Haushalte. Es ist daher nicht überraschend, 

dass sich ein erheblicher Teil der Klimapolitik unter dem Leitmotiv der 

Energiewende auf die Dekarbonisierung von Energie fokussiert. 

Mit dem Kohleausstiegsgesetz hat die Bundesregierung die Rahmen-

bedingungen und die Rechtssicherheit geschaffen, sich bis spätestens 

2038 schrittweise und endgültig von der Kohleverstromung in Deutsch-

land und der damit emissionsreichsten Energiequelle zu verabschieden. 

Zur zukünftigen fossilfreien Sicherstellung der Energieversorgung ist der 

Ausbau der erneuerbaren Energien die zweite Säule der Energiewende. 

Treibende Kraft ist hier das in der Novelle zum Erneuerbare-Energien-

Gesetz von 2023 festgeschriebene Ziel von 80 Prozent erneuerbarer 

Energien im Bruttostromverbrauch bis 2030 – u. a. unterstützt vom „Solar-

Paket I“ sowie dem „Wind-an-Land-Gesetz“ und „Wind-auf See-Gesetz“. 

Bis dahin sind es nur noch sechs Jahre. Die Frage, wie dieses Ziel zu 

schaffen ist, ist zentraler Bestandteil der energiepolitischen öffentlichen 

und medialen Debatte. 

Deutschland unterscheidet sich in der Energiepolitik stark von anderen 

europäischen Ländern wie Frankreich oder Schweden, die zur Dekarbo-

nisierung ihres Energiesystems auf Atomenergie setzen. Mit dem 2011 

verabschiedeten und seit Mai 2024 in Kraft getretenen Atomausstieg ist 

diese Energiequelle in Deutschland nicht verfügbar. 

Vielmehr spielen zwei technologische Prozesse eine Schlüsselrolle bei 

der geplanten Wende, vor allem für die Industrie: Wasserstoff und Carbon 

Capture und Storage (CCS). Wasserstoff wird als elementarer Baustein 

zur Transformation energieintensiver Industrien gesehen, die bisher auf 

Kohle und Erdgas als stabile Energiequelle angewiesen sind (BMWK 

2023). Über CCS sollen schwer oder nicht zu vermeidbare Emissionen 

dieser Industrien abgeschieden und unterirdisch im Meer gespeichert 

werden (BMWK 2024a). 

Aufgrund der vielen Veränderungen, die die Energiewende sowohl im 

privaten als auch im arbeitsspezifischen Kontext mit sich bringt, ist es 

wichtig zu verstehen, wie die Beschäftigten die Energiewende bewerten. 

Die Studie baut auf einer kürzlich veröffentlichen Beschäftigtenumfrage 

(Schulz/Trappmann 2023) auf, die zeigt, dass eine Mehrheit der deut-

schen Beschäftigten den Ausbau erneuerbarer Energien befürwortet. 
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Gleichwohl gab es einen großen Anteil an Beschäftigten, der sich weiter-

hin für einen mittleren bis sehr hohen Anteil an Kohle, Gas und Atomener-

gie bei der Stromerzeugung aussprachen. 

In der vorliegenden Studie nehmen wir diese Befunde genauer unter 

die Lupe und untersuchen, was zur politischen Zustimmung zur Energie-

wende führt und wie die sozioökonomischen Auswirkungen in der arbei-

tenden Bevölkerung betrachtet werden. 

Energiepolitische Maßnahmen werden dafür entlang unterschiedlicher 

Aspekte, wie z. B. Versorgungssicherheit, Preisveränderungen, Bürger-

beteiligung, Beschäftigungseffekten, Energiequellen und Technologien 

untersucht und entlang dem Zuspruch für politische Parteien ausgewertet. 

Während sich die etablierten demokratischen Parteien – CDU/CSU, SPD, 

Grüne, FDP und die Linke – teils hinsichtlich der Rolle von Atomenergie, 

spezifischen Aspekten zum Ausbau von Windkraftanlagen und Details zur 

Finanzierung und Nutzung von Technologien unterscheiden, bekennen 

sie sich übereinstimmend zu den nationalen Klima- und Ausbauzielen für 

erneuerbare Energien. 

Mit dem Aufstieg der AfD und der 2023 neugegründeten Partei „Bünd-

nis Sahra Wagenknecht“ (BSW) ist der allgemeine politische Konsens der 

Ziele jedoch so nicht mehr gegeben. In seinem Programm für die Europa-

wahl spricht sich das BSW für eine Verlängerung von Gas- und Ölimpor-

ten aus Russland aus und betrachtet die geplanten Erneuerbare-Ener-

gien-Ziele als „nicht realistisch“ (BSW 2024). 

Die AfD plädiert für die Aufkündigung internationaler Klimaabkommen, 

in denen sich Deutschland zu klimapolitischen Zielen verpflichtet hat 

(Deutscher Bundestag 2023a), für den Rückzug vom Kohle- und Atom-

ausstieg sowie für einen Ausbaustopp für erneuerbare Energien (AfD 

o. J.; Deutscher Bundestag 2023b und 2024a). 

In dieser Studie geht es uns darum, die Zusammenhänge zwischen 

parteipolitischen Präferenzen und energiepolitischen Positionen heraus-

zuarbeiten und zur Analyse beizutragen, unter welchen Umständen Ener-

giepolitik mehrheitsfähig werden kann (Hagemeyer/Faus/Bernhard 2024). 

Im Folgenden skizzieren wir die Zustimmung zu bzw. Ablehnung von 

verschiedenen Elementen der Energiewende, einerseits mit Blick auf die 

Energiequellen, andererseits auf die damit verbundenen Transformati-

onsprozesse. 
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2. Daten und Methodik 
 

Die Daten beruhen auf einer repräsentativen Umfrage von ca. 2.000 Be-

schäftigten in Deutschland. Die Umfrage wurde von den Autor:innen ent-

worfen und von der Hans-Böckler-Stiftung finanziell gefördert. Zur Durch-

führung wurde das Marktforschungsinstitut Norstat beauftragt, aus sei-

nem nationalen Panel 2.000 Menschen in Beschäftigung anhand von re-

präsentativen Quoten zu Alter, Geschlecht, Bildungsgrad und Branchen-

zugehörigkeit zu rekrutieren. Die Daten wurden zwischen dem 10. April 

und dem 14. Mai 2024 erhoben. Die Umfrage dauerte ca. acht Minuten 

und enthielt Aussagen zu verschiedenen aktuellen energiepolitischen 

Themen, die die Teilnehmer:innen bewerten mussten. 

Wenn nicht anders im Text beschrieben, wurden die Ergebnisse auf 

einer Fünf-Punkte-Likert-Skala gemessen, die von „Ich stimme überhaupt 

nicht zu“ bis zu „Ich stimme voll und ganz zu“ reichte. Um die Darstellung 

zu vereinfachen, haben wir die Ergebnisse in den folgenden Kapiteln, 

wenn es um Unterschiede nach Parteipräferenzen geht, in Drei-Punkte-

Skalen unterteilt: 

• Zustimmung („Ich stimme voll und ganz zu“ oder „Ich stimme zu“) 

• unentschlossen („Ich stimme weder zu noch dagegen“) 

• keine Zustimmung („Ich stimme nicht zu“ oder „Ich stimme überhaupt 

nicht zu“) 

 

Die Parteipräferenz haben wir mit der klassischen Frage „Wenn morgen 

Bundestagswahl wäre, für welche der folgenden Parteien würden Sie 

stimmen?“ abgefragt. Darüber hinaus fragten wir nach verschiedenen so-

ziodemografischen Merkmalen sowie arbeitsrelevanten Aspekten wie 

z. B. Firmengröße, Betriebsrat im Unternehmen, Gewerkschaftsmitglied-

schaft und ob die Bezahlung nach Tarif erfolgt. 

Das persönliche monatliche Nettoeinkommen wurde auf einer Zehn-

Punkte-Skala von 1 („weniger als 1000 Euro“) bis 10 („mehr als 8000 Eu-

ro“) gemessen. Der Bildungsgrad basiert auf einer dreistufigen Einteilung: 

• ohne Bildungsabschluss oder mit Hauptschulabschluss 

• Realschulabschluss, (Fach-)Hochschulreife oder abgeschlossene Be-

rufsausbildung/Lehre 

• Hochschulabschluss. 

 

An zwei Punkten der Datenerhebung wurde das Antwortverhalten der 

Teilnehmer:innen durch Norstat überprüft: Nachdem 1.000 Teilnehmer:in-

nen und nachdem etwas über 2.100 Teilnehmer:innen ihre Antworten ab-

gegeben hatten, wurden sogenannte „Speeder“ und „Flatliner“ aussortiert. 
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Von den 2.072 verbliebenen Teilnehmer:innen waren 128 selbststän-

dig tätig; für diesen Beitrag betrachten wir aber nur Beschäftigte in 

Deutschland. Somit enthält die genutzte Stichprobe 1.944 gültige Nen-

nungen. Hinsichtlich ihrer Parteiaffinität machten 19 Prozent keine Anga-

ben. Statistiken zu Antworten nach Parteipräferenz basieren somit auf ei-

ner Stichprobengröße von 1.569 Beschäftigten. 

Die Analysen in den folgenden Kapiteln sind vor allem deskriptiv. Für 

den Vergleich der Parteipräferenz unter den Beschäftigten nutzen wir Va-

rianzanalysen, um zu schauen, ob die Unterschiede der Durchschnitts-

werte statistisch betrachtet signifikant sind. Darüber hinaus führten wir bei 

ausgewählten Fragen ordinale logistische Regressionsanalysen für die 

Beziehung zwischen Parteipräferenz und Zustimmung zu energiepoliti-

schen Fragen durch, in denen wir für die soziodemografischen Merkmale 

Alter, Geschlecht, Bildung, Einkommen, Bundesland und Branche kon-

trollierten. 
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3. Wer wählt welche Partei? 
 

Wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre, würden 25 Prozent 

der Beschäftigten aus unserer Stichprobe die Unionsparteien wählen, ge-

folgt von der AfD mit 20 Prozent (Abbildung 1). Jeweils 14 Prozent wür-

den der SPD und den Grünen ihre Stimme geben, die FDP bekäme 7 Pro-

zent. Somit kommen die Regierungsparteien in unserer Stichprobe auf 

gerade einmal 35 Prozent. Die Linke würde mit den 4 Prozent aus unserer 

Stichprobe nicht in den Bundestag einziehen, aber das BSW mit 8 Pro-

zent. 

 

 

Abbildung 1: Parteipräferenzen der Stichprobe 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Diese Ergebnisse decken sich größtenteils mit denen anderer repräsen-

tativer Umfragen zu potenziellem Wahlverhalten im April und Mai 2024, 

die von YouGov (Sonnenberg 2024) und infratest dimap (2024) erhoben 

wurden. Unterschiede zeigen sich in der Zustimmung für die Unionspar-

teien, die in unserer Stichprobe ca. vier bis fünf Prozentpunkte niedriger 

ist. Diese fehlenden Prozentpunkte finden sich in einer ein bis zwei Pro-

zentpunkte höheren Zustimmung für AfD, BSW und FDP wieder. 

Um unsere Ergebnisse besonders hinsichtlich der Unterschiede nach 

Parteipräferenz besser beurteilen zu können, skizzieren wir kurz, wer wel-

che Parteien wählen würde. Dazu haben wir Befürworter:innen der AfD 

und des BSW mit denen der etablierten Parteien in Bezug auf Angaben 
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zu Alter, Geschlecht, Bildungsgrad, Einkommen, Branchenzugehörigkeit 

und Bundesland, in dem sie leben, verglichen. 

Für numerische Variablen (Alter) und ordinale Variablen (Bildung und 

Einkommen) nutzen wir Varianzanalysen, um die statistische Signifikanz 

der Unterschiede zu testen. Arithmetische Mittelwerte für Alter, Ge-

schlecht, Bildungsgrad und Einkommen sind in Tabelle 1 dargestellt. Die 

Ergebnisse der Varianzanalysen sind in Tabelle 2 im Anhang zu finden. 

 

 

Tabelle 1: Arithmetisches Mittel für soziodemografische Variablen nach 

Parteipräferenz 

 

 Alter 
Geschlecht 

(männlich) 

Bildungs-

grad* 

Ein- 

kommen** 

CDU/CSU 45,46 0,60 2,28 5,90 

SPD 46,03 0,56 2,31 5,38 

Die Grünen 40,59 0,52 2,52 5,63 

FDP 40,05 0,61 2,46 5,79 

Die Linke 42,31 0,50 2,41 5,39 

AfD 47,65 0,65 2,00 4,90 

BSW 48,81 0,48 2,15 4,72 

 

Anmerkungen: 

* Der Bildungsgrad basiert auf einer dreistufigen Einteilung: ohne Bil-

dungsabschluss oder mit Hauptschulabschluss; Realschulabschluss, 

(Fach-)Hochschulreife oder abgeschlossene Berufsausbildung/Lehre; 

Hochschulabschluss. 

** Das persönliche monatliche Nettoeinkommen wurde auf einer Zehn-

Punkte-Skala von 1 („weniger als 1000 Euro“) bis 10 („mehr als 

8000 Euro“) gemessen. 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

AfD-Wähler:innen in unserer Stichprobe sind vergleichsweise älter als An-

hänger:innen der etablierten Parteien. Diese Unterschiede sind signifikant 

im Vergleich zu Wähler:innen der Grünen (8,2 Jahre; p < 0,001), der FDP 

(9,8 Jahre; p < 0,001) und der Linken (7,5 Jahre; p = 0,004). Darüber hin-

aus haben sie statistisch ein signifikant geringeres Einkommen als Wäh-

ler:innen der CDU/CSU (p < 0,001), der Grünen, (p < 0,001) und der FDP 

(p = 0,002), jedoch nicht als Wähler:innen der Linken (p = 0,722), der SPD 

(p = 0,123) und des BSW (p = 0,999). 
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Diese Gruppe hat den größten Anteil an Beschäftigten mit niedrigem 

Bildungsabschluss und den geringsten Anteil an Beschäftigten mit einem 

akademischen Abschluss. Statistisch betrachtet ist das Bildungsniveau 

der AfD-Wähler:innen geringer als bei den Wähler:innen der Union 

(p < 0,001), der Grünen (p < 0,001), der FDP (p < 0,001), der Linken 

(p < 0,001) und der SPD (p < 0,001), jedoch nicht der Wähler:innen des 

BSW (p = 0,978). 

In unserer Stichprobe kommen AfD-Wähler:innen im Vergleich der 

Länder eher aus den ostdeutschen Bundesländern (Sachsen, Branden-

burg, Mecklenburg-Vorpommern) und aus Rheinland-Pfalz. Nur in Sach-

sen haben Anhänger:innen des BSW einen noch höheren Stimmanteil. 

25 Prozent arbeiten im verarbeitenden Gewerbe, 7 Prozent im Bauge-

werbe, 13 Prozent im Groß- und Einzelhandel, 12 Prozent in der Ver-

kehrs- und Logistikbranche und 11 Prozent im Gesundheits- und Sozial-

wesen. 

27 Prozent der AfD-Anhänger:innen geben an, Mitglied einer Gewerk-

schaft zu sein, was dem Durchschnitt unserer Stichprobe entspricht. Der 

Gewerkschaftsanteil in der Stichprobe ist höher als in der Gesamtbevöl-

kerung, wo er bei 18 Prozent liegt. Ein Grund hierfür könnte die höhere 

Bereitschaft von Gewerkschaftsmitgliedern sein, an Umfragen teilzuneh-

men. 

Ähnlich wie bei der AfD sind auch BSW-Wähler:innen eher älter und 

verfügen im Vergleich mit den Wähler:innen der etablierten Parteien über 

ein geringeres Einkommen. Sie sind signifikant älter als die Anhänger:in-

nen der Grünen (8,2 Jahre; p < 0,001), der FDP (9,8 Jahre; p < 0,001) und 

der Linken (7,5 Jahre; p = 0,004) und haben durchschnittlich ein signifi-

kant niedrigeres Einkommen als Wähler:innen der CDU/CSU (p < 0,001), 

der Grünen (p = 0,001), der FDP (p = 0,002) und der SPD (p = 0,083), je-

doch nicht als Wähler:innen der Linken (p = 0,455). 

Sie verfügen über durchschnittlich niedrigere Bildungsabschlüsse im 

Vergleich zu den Anhänger:innen der Grünen (p < 0,001), der FDP 

(p = 0,002) und der Linken (p = 0,067), jedoch nicht im Vergleich zu An- 

hänger:innen der Union (p = 0,544), der SPD (p = 0,339) und der AfD 

(p = 0,978). 

Ein überproportionaler Anteil der BSW-Wähler:innen kommt aus Sach-

sen, Brandenburg und Thüringen. 22 Prozent sind im verarbeitenden Ge-

werbe beschäftigt, 14 Prozent im Groß- und Einzelhandel und 16 Prozent 

im Gesundheits- und Sozialwesen. Auch unter den BSW-Befürworter:in-

nen antworten 27 Prozent, dass sie Mitglied einer Gewerkschaft sind. 

Diese Befunde decken sich größtenteils mit denen der kürzlich von der 

Hans-Böckler-Stiftung veröffentlichten Studie „Wer wählt ‚Bündnis Sahra 

Wagenknecht‘?“ (Emmler/Seikel 2024). 
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4. Energiewende 
 

Abbildung 2 zeigt die Zustimmung unserer Befragten zur Notwendigkeit 

der Energiewende. Eine Mehrheit von 59 Prozent stimmt der Aussage zu, 

dass die Energiewende unabdingbar ist. Während 25 Prozent unent-

schlossen sind, sehen 16 Prozent der Befragten die Energiewende nicht 

als unabdingbar an. Ein erheblicher Anteil von 41 Prozent ist also nicht 

von der Notwendigkeit der Energiewende zur Erreichung der nationalen 

Klimaziele überzeugt. 

 

 

Abbildung 2: Zustimmung zur Notwendigkeit der Energiewende 

 

 

Anmerkung: N = 1.944 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Die Zustimmung variiert jedoch stark, je nachdem welche politische Partei 

die Befragten in der nächsten Bundestagswahl wählen würden. Wenig 

überraschend stimmen 93 Prozent der Anhänger:innen der Grünen dieser 

Aussage zu. Ebenso befürworten 90 Prozent der Unterstützer:innen der 

Linken und 83 Prozent der SPD-Anhänger:innen die Notwendigkeit der 

Energiewende zum Erreichen der Klimaziele. Somit spricht sich eine 

große Mehrheit der Unterstützer:innen eher linksorientierter Parteien für 

die Energiewende aus. 

Kurz dahinter positionieren sich Befragte, die eine Präferenz für etab-

lierte Parteien im Mitte-rechts-Spektrum haben. Jeweils 67 Prozent der 

Beschäftigten, die CDU/CSU bzw. FDP wählen würden, stimmen der Aus-

sage zu, dass die Energiewende unabdingbar ist. Somit zeigt sich bei den 
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Befragten, die etablierte Parteien wählen würden, eine überwiegende Zu-

stimmung, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß. 

Anhänger:innen des BSW und der AfD stellen die Notwendigkeit der 

Energiewende jedoch überwiegend infrage (Abbildung 3). Beim BSW 

stimmen nur 41 Prozent, bei der AfD lediglich 23 Prozent der Befragten 

für die Energiewende. Gleichwohl gibt es unter den Anhänger:innen bei-

der Parteien auch einen erheblichen Anteil von Unentschlossenen 

(28 Prozent bei der AfD; 34 Prozent beim BSW). 

 

 

Abbildung 3: Zustimmung zur Notwendigkeit der Energiewende nach 

Parteipräferenz 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Logistische Regressionsmodelle weisen ebenfalls darauf hin, dass es sig-

nifikant weniger wahrscheinlich ist, dass AfD- und BSW-Befürworter:in-

nen der Energiewende zustimmen, als Anhänger:innen der anderen Par-

teien, wobei die Unterschiede bei der AfD noch stärker ausgeprägt sind. 

Diese signifikanten Unterschiede bleiben auch bestehen, wenn wir für 

Einkommen, Bildung, Alter, Geschlecht, Bundesland und Branche kon-

trollieren. Anders ausgedrückt: Soziodemografische Merkmale können 

die geringeren Zustimmungswerte der AfD- und BSW-Befürworter:innen 

zur Energiewende nicht erklären. 
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5. Energieversorgung 
 

5.1 Energiequellen zur Stromerzeugung 
 

Aktuelle Studien zeigen, dass sich die Zustimmungswerte zu Aussagen, 

die sich auf generelle Aspekte der sozial-ökologischen Transformation 

beziehen, oft stark von denen zu spezifischen Lösungen oder Vorschlä-

gen unterscheiden (Dechezleprêtre et al. 2023; Schulz/Trappmann 

2023). Daher differenzieren wir Fragen zu verschiedenen Elementen der 

Energiewende: erneuerbare Energien, Wasserstoff und CCS, Kohleaus-

stieg und Atomausstieg. 

Wie in unserer umfassenden Studie von 2022 (Schulz/Trappmann 

2023) fragten wir Beschäftigte nach ihrer persönlichen Einschätzung zu 

verschiedenen Energiequellen für die Stromversorgung in Deutschland. 

Die Befragten konnten auf einer Fünf-Punkte-Skala angeben, welchen 

Anteil jede Energiequelle für die Stromerzeugung haben sollte. Die Ant-

wortkategorien reichten von „überhaupt nichts“ bis zu „ein sehr großer An-

teil“. Die Ergebnisse sind in Abbildung 4 dargestellt. 

Solarenergie erhält eindeutig den größten Zuspruch. Mit 61 Prozent 

Zustimmung zu „ein großer“ oder „ein sehr großer Anteil“ genießt die So-

larenergie mehr Zuspruch als Windenergie (52 Prozent) oder Biomasse 

(34 Prozent). 23 Prozent der Befragten spricht sich für einen großen bis 

sehr großen Anteil an Erdgas aus; 31 Prozent für einen mittleren und 

36 Prozent für einen kleinen Anteil. Lediglich 11 Prozent sind für den kom-

pletten Ausstieg aus der Gasverstromung. 

Bei der Nutzung von Atomenergie sind die Meinungen noch stärker 

gespalten. 31 Prozent der Befragten ist gegen jegliche Nutzung von 

Atomenergie, 40 Prozent sind für einen kleine oder mittleren Anteil und 

30 Prozent für einen großen oder sehr großen Anteil. 

Am stärksten verbreitet ist die Ablehnung des Kohlestroms. 42 Prozent 

der Befragten geben an, dass kein Strom durch Kohle erzeugt werden 

sollte; 28 Prozent sind für einen kleinen Anteil. Somit bleiben 30 Prozent, 

die sich weiterhin für einen mindestens mittleren Anteil von Kohle bei der 

Stromerzeugung aussprechen; 12 Prozent der Befragten sind sogar für 

einen großen oder sehr großen Anteil. 
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Abbildung 4: Akzeptanz der Energiequellen zur Stromerzeugung 

 

 

Anmerkung: N = 1944 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Im Vergleich zu den Ergebnissen aus dem Jahr 2022 (Schulz/Trappmann 

2023) ergeben sich leichte Unterschiede, wobei die generellen Präferen-

zen zu den Energieträgern gleich geblieben sind: Der Anteil derjenigen, 

der sich für überhaupt keinen oder einen kleinen Anteil von Solarenergie 

ausspricht, ist von 18 auf 11 Prozent gesunken. Auf der anderen Seite hat 

sich der Anteil derjenigen halbiert, die für einen sehr großen Anteil an 

Windkraft sind (18 Prozent gegenüber 36 Prozent im Jahr 2022), während 

die Zustimmung zu einem großen oder mittleren Anteil von Windkraft um 

20 Prozentpunkte zugenommen hat. 

Auch bei der Nutzung von Biomasse gibt es eine Verschiebung von 

einem sehr großen Anteil hin zu einem mittleren Anteil. Die Meinungen 

zur Erdgasnutzung sind stabil. Der Anteil derjenigen, die sich gegen eine 

Nutzung der Atomenergie aussprechen, hat interessanterweise um 6 Pro-

zentpunkte zugenommen. 

Auch bei der Kohleenergie ist der Zuspruch gesunken. Während sich 

in der Umfrage von 2022 nur 24 Prozent der Befragten gegen eine Nut-

zung von Kohle aussprachen, sind es 2024 schon 42 Prozent. Ein Grund 
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bung liegen, die kurz nach dem russischen Angriff auf die Ukraine und 

während der daraus resultierenden Energiekrise in Deutschland stattfand. 

Wie in Abbildung 5 zu sehen ist, ergeben sich starke Unterschiede bei 

den Meinungen zum erwünschten Anteil eines Energieträgers, wenn nach 

Parteipräferenz unterschieden wird. Während sich die große Mehrheit der 

Befragten, die für CDU/CSU (67 Prozent), SPD (70 Prozent), die Linke 

(78 Prozent) oder die Grünen (80 Prozent) stimmen würden, für einen 

großen oder sehr großen Anteil an Solarenergie aussprechen, sind es bei 

der FDP (56 Prozent) und dem BSW (53 Prozent) nur etwas mehr als die 

Hälfte, bei den AfD-Anhänger:innen (43 Prozent) noch weniger. 

 

 

Abbildung 5: Akzeptanz der Energiequellen nach Parteipräferenz 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Ein ähnlich gespaltenes Bild ergibt sich für die Windenergie. Die Anhän-
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sehr großen Anteil an Windenergie bei der Stromversorgung aus, wäh-
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zent bei SPD-Anhänger:innen. 
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Deutlich sind die Unterschiede zwischen den Parteien bei der Zustim-

mung zu fossilen Energieträgern und Atomenergie. Hier weichen vor al-

lem die Meinungen derjenigen ab, die der AfD zugeneigt sind. Ein deutlich 

höherer Teil der AfD-Wähler:innen spricht sich für einen großen oder sehr 

großen Anteil an Erdgas, Atomenergie und Kohle bei der Stromgewin-

nung aus, wobei die präferierte Energiequelle dafür die Atomenergie ist 

(58 Prozent). 

Bei der Atomenergie befürworten 32 Prozent der Anhänger:innen von 

CDU/CSU und jeweils 31 Prozent der FDP- und BSW-Wähler:innen einen 

großen oder sehr großen Anteil an Atomenergie; bei Grünen, SPD und 

der Linken sind es nur 16, 19 bzw. 24 Prozent. 

 

 

5.2 Kriterien für die Energieversorgung 
 

Wir vermuten, dass sich die Zustimmung zu einer bestimmten Energie-

quelle auf die Einschätzung ihrer Qualitäten stützt. Wird eine Energie-

quelle als besonders günstig oder zuverlässig gesehen oder ist den Be-

schäftigten die Emissionsfreiheit besonders wichtig? Daher haben wir Be-

schäftigte danach befragt, was ihnen bei der Energieversorgung am wich-

tigsten ist: Emissionsfreiheit, Zuverlässigkeit, Unabhängigkeit vom Import 

aus anderen Ländern oder der Preis. Die Befragten mussten sich für eine 

Platzierung von 1 bis 4 entscheiden. 

Für 75 Prozent der Befragten ist die Zuverlässigkeit der Energieversor-

gung das wichtigste (36 Prozent) oder zweitwichtigste (39 Prozent) Krite-

rium (Abbildung 6). 59 Prozent geben an, dass Energie vor allem günstig 

sein sollte, für 34 Prozent ist dies sogar der wichtigste Aspekt. Nur ein 

halb so großer Anteil (17 Prozent) vergibt den ersten Platz an eine emis-

sionsfreie Energieversorgung; für 18 Prozent steht sie an zweiter Stelle. 

Eine von Importen unabhängige Energieversorgung spielt im Vergleich 

mit den anderen Aspekten für die wenigsten die entscheidende Rolle, 

steht aber immer noch für 32 Prozent auf Platz 1 oder 2. 

Hier zeigen sich interessante, wenn auch nicht überraschende Unter-

schiede zwischen den Befürworter:innen der verschiedenen Parteien. Bei 

46 Prozent der Anhänger:innen der Grünen steht eine emissionsfreie 

Energieversorgung auf Platz 1, bei weiteren 30 Prozent auf Platz 2. Für 

35 Prozent ist Zuverlässigkeit das wichtigste, für 32 Prozent das zweit-

wichtigste Kriterium. Eine günstige Energieversorgung betrachten nur 

9 Prozent der Befürworter:innen der Grünen als wichtigsten Aspekt; bei 

der Unabhängigkeit der Energieversorgung sind es ebenfalls 9 Prozent. 
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Abbildung 6: Kriterien für die Energieversorgung 

 

 

Anmerkung: N = 1944 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Im Gegensatz dazu bewerten 52 Prozent der AfD-Anhänger:innen den 

Preis als wichtigstes, weitere 27 Prozent als zweitwichtigstes Kriterium. 

69 Prozent geben einer emissionsfreien Energieversorgung den vierten 

und damit letzten Platz. Auf dem zweiten Platz steht auch bei den AfD-

Anhängerinnen die Zuverlässigkeit der Energieversorgung. 

Eine zuverlässige Energieversorgung wählen 57 Prozent der FDP-An-

hänger:innen auf den ersten Platz; bei der Union sind es 40, bei der SPD 

38, bei der Linken 28 und beim BSW 41 Prozent. 

Bei den Befürworter:innen der Linken sind die Präferenzen weniger 

stark ausgeprägt. 28 Prozent sehen den Preis, ebenfalls 28 Prozent die 

Zuverlässigkeit und 25 Prozent die Emissionsfreiheit als wichtigstes Kri-

terium, während 13 Prozent die Unabhängigkeit von Importen auf Platz 1 

wählen. 

Abbildung 7 zeigt den Anteil derjenigen, die ein Kriterium auf Platz 1 

oder 2 gesetzt haben, nach Parteien differenziert. Der AfD- und BSW-

Effekt bei der Bewertung des Preises bleibt bestehen, wenn wir für Alter, 

Geschlecht, Bildung, Einkommen, Branchen und Bundesland in logisti-

schen Regressionen kontrollieren. Darüber hinaus ist die Beziehung zwi-

schen Einkommen und der Wichtigkeit einer günstigen Stromversorgung 

positiv (β = 1,17; p < 0,001). 
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Abbildung 7: Kriterien für die Energieversorgung nach Parteipräferenz 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Beschäftigte mit einem höheren Einkommen neigen also eher dazu, den 
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zeigen, dass ökonomische Aspekte für viele Menschen eine wichtige 

Rolle bei der Energiewende spielen und dass Nachhaltigkeit nicht ohne 

eine Diskussion ihres Preises zu haben ist. Vielmehr muss ein erheblicher 

Anteil der Bevölkerung davon überzeugt werden, dass sich nachhaltiger 

und günstiger Strom nicht ausschließen. 
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6. Erneuerbare Energien 
 

6.1 Erneuerbare Energien allgemein 
 

Die Rolle der erneuerbaren Energien für die Energiewende dürfte unum-

stritten sein, auch wenn nicht alle Beschäftigten die Energiewende für not-

wendig halten. Mit acht Aussagen wollen wir die Unterstützung des Aus-

baus erneuerbarer Energie sowie die Wahrnehmung verschiedener As-

pekte des Ausbaus (z. B. Versorgungssicherheit, Energiepreise, Import-

abhängigkeit, Arbeitsplatzentwicklung oder Mitbestimmung), näher be-

leuchten. 

Übereinstimmend mit den Antworten aus Abbildung 1 unterstützen 

62 Prozent der befragten Beschäftigten die Ausbauziele (Abbildung 8, 

oberster Balken); jedoch halten nur 31 Prozent diese Ziele auch für rea-

listisch (zweiter Balken von oben). 

62 Prozent sehen im Ausbau erneuerbarer Energien die Chance, un-

abhängiger von Energieimporten zu werden. Zugleich glauben allerdings 

32 Prozent nicht, dass die Versorgungssicherheit weiterhin gegeben sein 

wird, während weitere 32 Prozent hier noch unschlüssig sind. 

57 Prozent der Befragten stimmen der Aussage zu, dass die Energie-

wende erfolgreicher sein würde, wenn Bürger:innen und Beschäftigte mit-

bestimmen könnten, während nur 12 Prozent dem nicht zustimmen. Die 

befragten Beschäftigten sprechen sich also für mehr Demokratie bei der 

Umsetzung der Energiewende aus. 

Viel Zuspruch gibt es für den vom DGB und seinen Mitgliedergewerk-

schaften auf der politischen Bühne platzierten Vorschlag, staatliche För-

dergelder an gute Arbeitsbedingungen zu knüpfen. 68 Prozent stimmen 

dem zu, 26 Prozent sind unentschlossen und nur 6 Prozent dagegen. Die-

ser Vorschlag, der ökologische und soziale Aspekte der Energiewende 

vereint, erfährt den höchsten Zuspruch bei Beschäftigten. 

Auf der anderen Seite geht weniger als die Hälfte der Befragten davon 

aus, dass die Energiewende neue Jobs schaffen wird (47 Prozent), dass 

diese gut bezahlt sein werden (36 Prozent) oder dass die Energiepreise 

sinken werden (29 Prozent). Es herrscht also Skepsis hinsichtlich der so-

zioökonomischen Folgen der Energiewende, sowohl mit Blick auf den pri-

vaten Haushalt (Energiepreise) als auch auf den Arbeitsplatz (Jobange-

bote und Bezahlung). 

Wichtig ist auch hier zu betonen, dass 48 Prozent noch unentschlossen 

bei der Frage sind, ob die Jobs in den Branchen der erneuerbaren Ener-

gien gut bezahlt sein werden, und 36 Prozent, ob neue Jobs entstehen 

werden. Unter den Beschäftigten besteht also vor allem noch eine große 

Unsicherheit bezüglich der arbeitspolitischen Folgen der Energiewende. 
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Abbildung 8: Haltung zu erneuerbaren Energien 

 

 

Anmerkung: N = 1944 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Die Abbildungen 9–11 differenzieren diese Ergebnisse nach Parteipräfe-

renz. Wie in Abbildung 9 links zu sehen ist, spiegelt die Zustimmung zu 

den Ausbauzielen die allgemeine Zustimmung zur Energiewende in Ab-

bildung 2 wider. Bei den Anhänger:innen von SPD, Grünen und der Lin-

ken beträgt die Zustimmung zwischen 80 und 90 Prozent, bei CDU/CSU 

und FDP um die 70 Prozent, bei BSW-Befürworter:innen 49 Prozent und 

bei AfD-Anhänger:innen 29 Prozent. Die AfD- bzw. BSW-Effekte bleiben 

bestehen, wenn wir für Alter, Geschlecht, Bildung, Einkommen, Branchen 

und Bundesländer kontrollieren. 
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Abbildung 9: Haltung zu erneuerbaren Energien nach Parteipräferenz I 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Gleiche Relationen, wenn auch bei allgemein deutlich geringerer Zustim-

mung, finden sich bei den Einschätzungen zur Umsetzung der Ausbau-

ziele. Während eine knappe Mehrheit der SPD-, Grünen- und Linken-An-

hänger:innen die Ziele als realistisch betrachtet, sind es bei den Unions-

Anhänger:innen 39 Prozent, bei den FDP-Anhänger:innen 34 Prozent 

und nur 16 bzw. 20 Prozent bei den Anhänger:innen von AfD und BSW. 

Unterschiede bei der Zustimmung zur Unabhängigkeit von Importen 

ähneln denen der Ausbauziele, mit der Ausnahme, dass eine knappe 

Mehrheit der BSW-Befürworter:innen in diesem Fall zustimmt. 

Hinsichtlich möglicher Preissenkungen als Folge des Ausbaus erneu-

erbarer Energien (Abbildung 10 links) gibt es – bis auf die Anhänger:innen 

der Grünen mit 51 Prozent – keine Mehrheit; bei den Befragten, die die 

Linke wählen würden, ist die Zustimmung immerhin noch bei 47 Prozent. 

Jeweils ein Drittel der SPD-, Union- und FDP-Anhänger:innen hält niedri-

gere Preise für realistisch; beim BSW ist der Anteil nur halb so hoch und 

bei der AfD noch geringer. Wie zuvor bei den Kriterien für die Stromver-

sorgung bleiben die Unterschiede zwischen AfD- bzw. BSW-Wähler:innen 

und den Anhänger:innen anderer Parteien bestehen, wenn wir für ver-

schiede demografische Aspekte kontrollieren. 
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Abbildung 10: Haltung zu erneuerbaren Energien nach Parteipräferenz II 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

60 Prozent der AfD-Anhänger:innen meinen, dass die Versorgungssi-

cherheit in Deutschland gefährdet sein wird. Dies meinen auch 43 Pro-

zent der BSW- und 38 Prozent der Union-Anhänger:innen. Während 

30 Prozent der FDP-, 27 Prozent der SPD- und 25 Prozent der Linken-

Befürworter:innen an einen Verlust der Versorgungssicherheit glauben, 

sind es bei den Anhänger:innen der Grünen nur 16 Prozent. 

Zwischen 60 und 70 Prozent der Anhänger:innen traditionell links aus-

gerichteter Parteien (SPD, Grüne, Die Linke) geben an, dass neue Jobs 

durch den Ausbau erneuerbarer Energien entstehen werden (Abbil-

dung 10 rechts); bei den Mitte-rechts-Parteien (Union, FDP) ist es die 

Hälfte. Bei der AfD und dem BSW sehen nur 25 bzw. 30 Prozent der Be-

fürworter:innen den Ausbau erneuerbarer Energien als Jobmotor. Sie be-

zweifeln auch, dass die entstehende Jobs mit einer besseren Bezahlung 

einhergehen werden (Abbildung 11 links). 

Nur 57 Prozent der Grünen-, 51 Prozent der SPD- und 50 Prozent der 

Linken-Anhänger:innen gehen von besseren Löhnen in den Branchen 

aus; bei Anhänger:innen von FDP und Union sind es jeweils rund 40 Pro-

zent. 
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Abbildung 11: Haltung zu erneuerbaren Energien nach Parteipräferenz III 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Für die Antworten zu den ökonomischen Aspekten – Preis, Jobs und Be-

zahlung – nutzen wir ebenfalls Regressionsmodelle, in denen wir für die 

vorher beschriebenen demografischen Aspekte kontrollierten. Auch hier 

bleibt der AfD-Effekt weiterhin signifikant bestehen. Auch der BSW-Effekt 

bleibt bei allen drei Fragen und im Vergleich zu allen Parteien bestehen – 

mit Ausnahme des Themas Bezahlung, wo es keinen signifikanten Unter-

schied zu FDP-Wähler:innen gibt. 

Das bedeutet: Auch wenn sich AfD- und BSW-Wähler:innen eher Sor-

gen um die ökonomischen Aspekte machen, ist ihr sozioökonomischer 

Hintergrund dafür nicht ausschlaggebend, denn jemand mit dem gleichen 

Hintergrund, der eine der etablierten Parteien wählt, zeigt durchschnittlich 

signifikant höhere Zustimmung. 

Zur Kopplung staatlicher Fördermittel an gute Arbeitsbedingungen gibt 

es unter den Anhänger:innen aller Parteien mehrheitlich Zustimmung (Ab-

bildung 11 Mitte). Mit Ausnahme der Befürworter:innen der AfD (55 Pro-

zent) sprechen sich jeweils mindestens 70 Prozent der Befragten für 

solch eine Maßnahme aus. 

Auch bei der Mitbestimmung durch Bürger:innen und Beschäftigte 

zeigt sich eine Mehrheit der Befragten durch alle Parteipräferenzen hin-

weg. Interessanterweise sind es neben den Anhänger:innen der Linken 

(71 Prozent) jene des BSW, die mit 67 Prozent der Aussage zustimmen, 
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dass Mitbestimmung die Energiewende erfolgreicher machen wird, knapp 

gefolgt von SPD (64 Prozent), Union (60 Prozent), Grünen (57 Prozent), 

FDP (54 Prozent) und AfD (52 Prozent). 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass – bis auf die Anhän-

ger:innen der Grünen – eine Mehrheit der Beschäftigten von Preisanstie-

gen ausgeht und nicht daran glaubt, dass die Löhne in der Erneuerbare-

Energien-Branche höher sein werden. Gleichzeitig gibt es durchweg Un-

terstützung für eine Kopplung von Fördermitteln an gute Arbeitsbedingun-

gen und mehr Mitbestimmung. Diese Ergebnisse deuten auf die ökono-

mischen Ängste, das Problem des niedrigen gewerkschaftlichen Organi-

sationsgrades und die geringe Tarifbindung in den neuen Branchen hin. 

Der Staat sollte sich gezielt für gute Arbeit in den neuen Branchen ein-

setzen. Dies würde nicht nur die Qualität der Arbeitsplätze in den jeweili-

gen Branchen verbessern, sondern könnte auch die Akzeptanz für ener-

giepolitische Maßnahmen erhöhen, gerade bei denjenigen, die der Ener-

giewende mit Ängsten gegenüberstehen und daher reichweitende Maß-

nahmen oft ablehnen. 

 

 

6.2 Windenergie 
 

Windenergie und der Ausbau von Windturbinen an Land sind ein viel und 

emotional diskutiertes Thema. Häufig wird Windturbinen trotz anderen, 

viel wesentlicheren Faktoren eine entscheidende Rolle beim Vogelster-

ben zugeschrieben (Laufmann 2023). Teilweise werden Windräder in der 

ländlichen Umgebung wie brachiale, alles überschattende metallische 

Riesen dargestellt, die die „idyllische“ Ästhetik zerstören (Banita 2023). 

Aufgrund dieser öffentlich wahrgenommenen Sonderstellung unter den 

erneuerbaren Energien haben wir uns näher mit der Windenergie an Land 

beschäftigt. 

55 Prozent der Befragten stimmen der Aussage zu, dass das Zwei-

Prozent-Ziel des Flächenausbaus für Windenergie an Land nötig ist, um 

die Energiewende voranzubringen (Abbildung 12). Gleichwohl stimmen 

20 Prozent dem nicht zu. Somit gibt es für Windenergie an Land etwas 

weniger Zuspruch als für den Ausbau erneuerbarer Energien im Allgemei-

nen. 

36 Prozent der Befragten stehen den Zielen grundsätzlich positiv ge-

genüber, wollen aber keine Windräder in ihrer Nähe. Um zu schauen, ob 

Windräder im Wohnort ein Kriterium für fehlende Zustimmung sind, haben 

wir uns die Gruppe der Befragten, die der ersten Aussage nicht zuge-

stimmt hat, nochmals separat angeschaut. 
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Abbildung 12: Haltung zu Windenergie an Land (Zwei-Prozent-Ziel beim 

Flächenausbau) 

 

 

Anmerkung: N = 1944 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Von den 20 Prozent, die angeben, dem Zwei-Prozent-Ziel nicht zuzustim-

men, geben immerhin 46 Prozent an, dass sie das Ziel für sinnvoll halten, 

aber keine Windräder in der Nähe haben wollen. Somit spielt die durch 

die Windräder eingeschränkte Ästhetik bei einem gewissen Anteil, aber 

nicht bei der Mehrheit der Befragten, die den Windkraftausbau kritisch se-

hen, eine Rolle für ihre fehlenden Unterstützung. 

Auch eine finanzielle Beteiligung von Bürger:innen z. B. durch günsti-

geren lokal produzierten Strom – eine Maßnahme, die 67 Prozent der Be-

fragten befürworten – überzeugt immerhin ein Drittel derjenigen, die dem 

Zwei-Prozent-Ziel eigentlich nicht zustimmen. Von den Gruppen, die dem 

Ziel weder zustimmen noch es ablehnen (25 Prozent), geben 49 Prozent 

an, dass eine Beteiligung der Bürger:innen vor Ort eher zu einer Unter-

stützung des Ziels führen würde. 

Diese Ergebnisse legen nahe, dass auch für viele derjenigen, die dem 

Ausbau der Windenergie kritisch gegenüberstehen, Windenergie keine 

kategorische Ablehnung erfährt, sondern durch gezielte Maßnahmen der 

Beteiligung an Standortentscheidung und an den Erträgen zum Positiven 

gewendet werden kann. Für die Frage nach der Unterstützung für den 

Ausbau erneuerbarer Energien ist dies ein wichtiges Ergebnis. 

Wieder zeigen sich jedoch starke Unterschiede zwischen Anhänger:in-

nen der verschiedenen Parteien. Wie schon bei den allgemeinen Ausbau-

zielen der erneuerbaren Energien gruppieren sich auch bei der Windener-

gie an Land die Zustimmung und parteiliche Präferenzen (Abbildung 13). 
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Abbildung 13: Haltung zu Windenergie an Land nach Parteipräferenz 

(Zwei-Prozent-Ziel beim Flächenausbau) 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

80 Prozent der Anhänger:innen der Linken, 79 Prozent der Grünen und 

76 Prozent der SPD signalisieren Zustimmung, während es bei der Union 

und der FDP jeweils 64 Prozent sind. Bei Befragten, die das BSW wählen 

würden, stimmen 46 Prozent für das Ausbauziel; bei der AfD ist es ledig-

lich ein Viertel. Diese Unterschiede zwischen den Anhänger:innen der 

neuen und der etablierten Parteien ist signifikant und bleibt bestehen, 

wenn wir demografische Aspekte kontrollieren. 

Der Anteil unter den AfD-Anhänger:innen, der dem Zwei-Prozent-Ziel 

zustimmt, erhöht sich jedoch um 20 Prozentpunkte, wenn Windräder nicht 

am Wohnort aufgestellt werden (46 Prozent) und verdoppelt sich beinahe, 

wenn Bürger:innen direkt durch günstigen Strom beteiligt werden (52 Pro-

zent). Auch unter den potenziellen Wähler:innen von Union und FDP 

steigt die Zustimmung unter der Bedingung, dass Bürger:innen direkt von 

der Windkraft vor Ort profitieren. 

Durch einen größeren Schwerpunkt auf die finanzielle Beteiligung der 

Bürger:innen an der Energiewende und speziell der Windkraft, wie bereits 

in der 2023er-Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes als Maß-

nahme verankert, sollte sich eine bessere Akzeptanz für das Zwei-Pro-

zent-Ziel bei Befürworter:innen aller Parteien finden lassen. Dies hebt ein-

mal mehr die Wichtigkeit sozioökonomischer Aspekte hervor. 
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7. Kohleausstieg 
 

Kohle- und speziell Braunkohlekraftwerke sind die „Klimasünder Nr. 1“ 

(BUND o. J. a). 2022 haben allein die Braunkohlekraftwerke von RWE im 

Rheinland 56 Millionen Tonnen CO2 ausgestoßen (ibid.). Insgesamt stie-

ßen deutsche Kohlekraftwerke 2023 ca. 160 Millionen Tonnen CO2 aus 

(Pawlik 2024). Das entspricht einem Anteil von 30 Prozent der gesamten 

territorialen CO2-Emissionen in Deutschland (Umweltbundesamt 2024b). 

Zugleich wird über 25 Prozent des in Deutschland erzeugten Stroms wei-

terhin durch Stein- und Braunkohle erzeugt (AEE o. J.). Dem Kohleaus-

stieg kommt also eine entscheidende und gleichzeitig ambitionierte Rolle 

für das Einhalten der Klimaziele zu. 

2020 wurde der Kohleausstieg bis spätestens 2038 mit dem „Gesetz 

zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung und zur Än-

derung weiterer Gesetze“ beschlossen und gesetzlich verankert. Als Re-

aktion auf die durch Russlands Angriff auf die Ukraine herbeigeführte 

Energiekrise wurden jedoch regionale Anpassungen im Kohleausstiegs-

gesetz verabschiedet. 

Der 2022 festgelegte Kompromiss im Rheinischen Revier schon 2030 

aus Kohleabbau und verarbeitung auszusteigen, im Gegenzug aber zwei 

Kraftwerke nicht wie vorher geplant schon 2022 zu schließen, führte zu 

einer hitzig geführten gesellschaftlichen Debatte. Besonders die Erweite-

rung des Tagebau Garzweiler und der damit verbundenen Räumung des 

Dorfs Lützerath (Bundesregierung 2022) entfachte eine Diskussion über 

die Notwendigkeit der Kohleverstromung als stabile Übergangsquelle für 

die Versorgungssicherheit (deutschlandfunk.de 2023). 

Die Zustimmung zum Kohleausstieg kann möglichweise Hinweise auf 

die Gründe für die Zustimmung zur Energiewende insgesamt liefern. Da-

her schauen wir uns die möglichen Ursachen für die Unterstützung näher 

an. Ergebnisse sind in Abbildung 14 dargestellt. 

53 Prozent der Befragten stimmen der Aussage zu, dass der Kohle-

ausstieg der einzig richtige Weg ist, während 19 Prozent dem nicht zu-

stimmen. Trotz kürzlich erschienener Studien (Bundesnetzagentur 2023; 

Hauenstein et al. 2022) und Aussagen von Wirtschaftsminister Robert 

Habeck (zdf.de 2024) und der Bundesnetzagentur (2024; tagesspiegel.de 

2023), dass die Energieversorgung gesichert sei, meinen 53 Prozent, 

dass die Versorgungssicherheit nur durch den Fortbestand einiger weni-

ger Kohlekraftwerke garantiert werden kann. 

Über die Frage, ob Kohle wichtig für die Energieunabhängigkeit 

Deutschlands ist, sind die Beschäftigten gespalten. 34 Prozent stimmen 

dieser Aussage zu, 31 Prozent stimmen nicht zu und 35 Prozent sind un-

entschlossen. 
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Abbildung 14: Haltung zum Kohleausstieg 

 

 

Anmerkung: N = 1944 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Passend dazu geben 48 Prozent der Befragten an, dass Kohle als Über-

gangsenergiequelle für die Industrie nötig sein wird, aber nur 36 Prozent, 

dass Kohle als stabile Energiequelle für die Industrie weiterhin genutzt 

werden sollte. Knapp die Hälfte der befragten Beschäftigten stimmt den 

Aussagen zu, dass die Preise ansteigen werden (47 Prozent) und sich 

der Ausstieg auf dem Arbeitsmarkt in den betroffenen Regionen negativ 

auswirken wird (48 Prozent). 

Hinsichtlich der Zustimmung zum Kohleausstieg nach Parteipräferenz 

bilden sich drei Gruppen heraus (Abbildung 15). In der ersten Gruppe, 

den Anhänger:innen von Parteien des Mitte-links-Spektrums, halten bei 

der SPD 71 Prozent, bei der Linken 72 Prozent und bei den Grünen 

84 Prozent den Kohleausstieg für richtig. In der zweiten Gruppe, den An-

hänger:innen der sogenannten bürgerlichen Parteien, stimmen bei der 

CDU/CSU 60 Prozent und bei der FDP 63 Prozent) für den Kohleaus-

stieg. Mit einem Anteil weit unter der Hälfte bilden Befürworter:innen der 

AfD (24 Prozent) und des BSW (36 Prozent) die letzte Gruppe. 
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Abbildung 15: Haltung zum Kohleausstieg nach Parteipräferenz I 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Abbildung 16 zeigt die Zustimmung zu Aussagen zur weiteren Nutzung 

von Kohle nach Parteipräferenz. Mehrheitliche Zustimmung zum Vor-

schlag, einige Kraftwerke weiter am Netz zu lassen (Abbildung 16 links), 

gibt es unter den Anhänger:innen von CDU/CSU (61 Prozent), FDP 

(55 Prozent), AfD (67 Prozent) und BSW (64 Prozent). Auch die Hälfte 

der Linken- (50 Prozent) und SPD-Anhänger:innen (47 Prozent) stimmt 

dem zu. Lediglich bei den Fürsprecher:innen der Grünen stimmt mit 

22 Prozent nur eine deutliche Minderheit zu. 

Ähnliche Ergebnisse ergeben sich für Kohle als Übergangsenergie-

quelle (Abbildung 16 rechts). Für Kohle als eine auch weiterhin stabile 

Energiequelle für die Industrie zeigt sich hingegen nur bei AfD-Anhä-

nger:innen eine Mehrheit, die mit 62 Prozent relativ hoch ist (Abbildung 16 

Mitte). 

Ein Grund für die hohe Zustimmung der AfD-Anhänger:innen zur Ener-

giegewinnung aus Kohle könnte in der Wahrnehmung der ökonomischen 

Folgen des Kohleausstiegs liegen (Abbildung 17). Eine Mehrheit der AfD- 

und BSW-Anhänger:innen geht von starken Preisanstiegen (71 bzw. 

57 Prozent) und Arbeitsplatzverlusten (70 bzw. 63 Prozent) aus. 

Bei den etablierten Parteien stimmt nur eine Minderheit der Aussage 

zu, dass Preise stark ansteigen werden. Ebenso geht nur eine Minderheit 

der Anhänger:innen der etablierten Parteien von Arbeitsplatzverlusten in-

folge des Kohleausstiegs aus, auch wenn sich hier Unterschiede zwi-

schen den Parteien zeigen: Die bürgerliche Mitte ist skeptischer als die 

Parteien im linken Spektrum. 
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Abbildung 16: Haltung zum Kohleausstieg nach Parteipräferenz II 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Abbildung 17: Haltung zum Kohleausstieg nach Parteipräferenz III 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 
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Der Unterschied zwischen Anhänger:innen der AfD und der anderen Par-

teien ist signifikant, auch nachdem wir für soziodemografische Aspekte 

kontrollieren – für BSW-Anhänger:innen jedoch nicht im Vergleich zu de-

nen der CDU/CSU (p = 0,958). 

Wenn man die Ergebnisse der Befragung zusammenliest, zeichnet 

sich deutlich ab, dass die ökonomischen Folgen der Energiewende für 

AfD-Anhänger:innen besonders relevant sind. Für sie ist der Preis der 

Energieversorgung entscheidend und sie sind gegen den Kohleausstieg 

aufgrund der erwarteten Preissteigerungen. Gleichzeitig teilen viele Be-

fürworter:innen der etablierten Parteien diese Angst nicht, was zu fehlen-

dem Verständnis für die Haltung und Einstellung der AfD-Wähler:innen 

führen kann und zusätzliche Probleme in der politischen Kommunikation 

birgt. 
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8. Atomausstieg 
 

Kaum ein Thema wird derzeit so hitzig in der deutschen Energiepolitik 

diskutiert wie der Atomausstieg. Im April 2023 wurden, nach einer kurzen 

Verlängerung als Folge der Energiekrise, die letzten Atommeiler endgültig 

abgeschaltet. Seit dem Beschluss des Atomgesetzes vom 30. Juni 2011 

und besonders in den letzten zwei bis drei Jahren gibt es immer wieder 

Stimmen, die die Richtigkeit des Beschlusses infrage stellen. 

Bei der SPD, den Grünen und der Linken ist der Atomausstieg be-

schlossene Sache (spiegel.de 2023a; Die Linke 2022) und wird nicht in-

frage gestellt. Die beiden neuen Parteien, AfD und BSW, setzen hingegen 

klar auf Atomkraft als zentralen Baustein der Energiewende (BSW 2024; 

Deutscher Bundestag 2024a). Bei den bürgerlichen Parteien ist das Bild 

durchmischter. 

2011 setzten sich die Unionsparteien nach der Fukushima-Katastro-

phe für einen zügigen Atomausstieg ein (Weiland/Wittrock 2011). 2024 

hingegen leitete ihre Bundestagsfraktion einen Untersuchungsausschuss 

zum Atomausstieg ein (Deutscher Bundestag 2024b) und plädierte öffent-

lich gegen den Ausstieg (Bilger 2024; Roßbach 2024). 

In der FDP hat Christian Lindner 2011 eine Verlängerung der Laufzei-

ten noch als „politisch nicht vorstellbar und nicht wünschenswert“ bezeich-

net (Weiland/Wittrock 2011), wohingegen er heute von einem strategi-

schen Fehler spricht (FDP 2023a). Die Parteimehrheit der FDP wiederum 

unterstützt den Ausstieg (Hulverscheidt 2024), und hat sich auf dem Par-

teitag mehrheitlich gegen einen Wiedereinstieg in die Atomkraft gewendet 

(tagesschau.de 2024). 

Auch in unserer Stichprobe sind die Meinungen zum Atomausstieg ge-

teilt (Abbildung 18). 41 Prozent sind für und 40 Prozent gegen den Atom-

ausstieg; 19 Prozent sind unentschlossen. Ein größerer Anteil der Befrag-

ten sieht die Atomenergie als Übergangsquelle für die Industrie (51 Pro-

zent) und als Möglichkeit, Gasimporte zu reduzieren (50 Prozent). 33 Pro-

zent) finden, dass Atomenergie als „grüne“ Energiequelle klassifiziert wer-

den sollte. 

Wie aufgrund der hitzigen politischen und medialen Debatten zu er-

warten, zeigen sich beträchtliche Unterschiede zwischen den Anhä-

nger:innen der verschiedenen Parteien (Abbildung 19). Eine große Mehr-

heit für den Atomausstieg findet man unter Anhänger:innen der Grünen 

(77 Prozent), der Linken (68 Prozent) und der SPD (62 Prozent). Bei den 

Anhänger:innen der FDP (46 Prozent) und der Union (39 Prozent) gibt es 

keine Mehrheit für den Ausstieg. 
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Abbildung 18: Haltung zum Atomausstieg 

 

 

Anmerkung: N = 1943 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Abbildung 19: Haltung zum Atomausstieg nach Parteipräferenz 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 
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Nur 24 Prozent der BSW- und 12 Prozent der AfD-Befürworter:innen sind 

für den Atomausstieg. So verwundert es auch nicht, dass sich die Mehr-

heit der Anhänger:innen dieser beiden Parteien für Atomenergie aus-

spricht, und zwar als Übergangsquelle (AfD: 74 Prozent; BSW: 61 Pro-

zent) und als Energiequelle, um Importe zu reduzieren (AfD: 76 Prozent; 

BSW: 59 Prozent). 

Bei den etablierten Parteien bilden sich drei Gruppen heraus. Eine 

Mehrheit der FDP- und Union-Anhänger:innen ist für Atomenergie als 

Übergangsquelle und als Option, um Gasimporte zu verringern. Bei der 

SPD und der Linken sind es jeweils um die 40 Prozent, bei den Grünen 

zwischen 20 und 25 Prozent. 
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9. Wasserstoff 
 

Wasserstoff ist für viele energieintensive Industrien in Deutschland das  

A und O der Dekarbonisierung (BMWK 2023). Als Ersatz für fossiles Erd-

gas sind große Mengen an emissionsfrei produziertem Wasserstoff unab-

dingbar für Firmen in den Grundstoffindustrien, aber auch für die Trans-

portbranche, u. a. Schiff-, Schienen und Flugverkehr (Umweltbundesamt 

2024c). Aufgrund des hohen Energieverlusts bei seiner Herstellung ist 

Wasserstoff nicht unumstritten (ibid.). Darüber hinaus gehen Expert:in-

nen-Meinungen hinsichtlich der Art der Wasserstofferzeugung – grün, 

blau, grau, orange, türkis, rot, gelb und weiß – auseinander (Bundesre-

gierung 2023; Irmisch 2023; Uniper 2021). 

Auch parteipolitische Linien unterscheiden sich hauptsächlich bezüg-

lich der Art der Wasserstofferzeugung. Während die Koalitionsparteien 

nur im Hochlauf auf blauen, aus Erdgas gewonnenem, Wasserstoff set-

zen (Bundesregierung 2023), präferiert die Union auch dauerhaft die Nut-

zung von Erdgas im Zusammenspiel mit CCS (CDU/CSU 2023b). 

Die AfD plädiert vor allem für Wasserstoff aus Atomenergie (rot) und 

gegen grünen, aus erneuerbaren Energien gewonnenen Wasserstoff 

(AfD 2023; Deutscher Bundestag 2020). Konträr dazu sieht die Linke nur 

in grünem Wasserstoff einen Beitrag zum Kampf gegen den Klimawandel 

(Gösta Beutin 2023). 

Trotz der zentralen Bedeutung von Wasserstoff für die Transformation, 

wird diesem Energiethema vergleichsweise wenig mediale Bedeutung ge-

schenkt. Deshalb waren wir in erster Linie daran interessiert zu erfahren, 

welcher Anteil an Beschäftigten in Deutschland meint, Aussagen zum 

Thema Wasserstoff bewerten zu können. Nur 31 Prozent der Teilneh-

mer:innen geben an, sich genügend mit dem Thema Wasserstoff auszu-

kennen, um qualifiziert zu antworten. Diese 31 Prozent wurden dann ge-

fragt, wie sehr sie mit den in Abbildung 20 genannten Aussagen zum 

Thema Wasserstoff übereinstimmen. 

Eine überwiegende Mehrheit von 79 Prozent spricht sich für die Nut-

zung von Wasserstoff aus, solange dieser aus erneuerbaren Energien 

hergestellt wird. Für Wasserstoff aus Erdgas gibt es jedoch keine Mehr-

heit; lediglich 45 Prozent stimmen dem zu. Auch wenn 59 Prozent der 

Aussage zustimmen, dass Wasserstoff essenziel für die Dekarbonisie-

rung energieintensiver Wirtschaftszweige ist, sehen 49 Prozent der Be-

fragten Wasserstoff aufgrund des hohen Energieverbrauchs und der Kos-

ten nur bedingt als Lösung. 
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Abbildung 20: Haltung zu Wasserstoff 

 

 

Anmerkung: N = 1944 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Bei Befürworter:innen aller Parteien gibt es eine deutliche Mehrheit für die 

Nutzung von Wasserstoff, der aus erneuerbaren Energien hergestellt wird 
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von CDU/CSU (51 Prozent), der Linken (57 Prozent), AfD (53 Prozent) 
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Abbildung 21: Haltung zu Wasserstoff nach Parteipräferenz I 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Abbildung 22: Haltung zu Wasserstoff nach Parteipräferenz II 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 
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Schließlich sind die Anhänger:innen aller Parteien bis auf das BSW 

(39 Prozent) mehrheitlich der Auffassung, dass Wasserstoff wichtig ist, 

um energieintensive Industriezweige zu dekarbonisieren (Abbildung 22 

rechts), aber bei keiner Partei übersteigt diese Mehrheit zwei Drittel. So-

mit stehen große Teile der befragten Beschäftigten Wasserstoff weiterhin 

kritisch gegenüber. 
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10. Carbon Capture and Storage 
 

Um schwer oder nicht vermeidbare Emissionen zu kompensieren, hat 

sich das „Intergovernmental Panel on Climate Change“ (IPCC 2023) für 

den begrenzten Einsatz von Carbon Capture and Storage (CCS) für den 

Klimaschutz ausgesprochen. CCS beschreibt eine Kette von Technolo-

gien, die es erlaubt CO2-Emissionen, die in Produktionsprozessen entste-

hen, abzuscheiden, in einem mit Hochdruck erzeugten Zustand flüssig in 

Pipelines oder auf Schiffen zu transportieren und letztlich unterirdisch zu 

speichern (Lefstad et al. 2024). 

Am 29. Mai 2024 beschloss das Bundeskabinett hierzu die Carbon-

Management-Strategie sowie einen Gesetzentwurf zur Novelle des Koh-

lendioxid-Speicherungsgesetztes. Die Novelle erlaubt Deutschland künf-

tig die CO2-Speicherung im Meeresgebiet der Ostsee, jedoch nicht in 

Meeresschutzgebieten (BMWK 2024a und 2024b). 

Hiervon betroffen sind vor allem Emissionen der Zement- und Kalkpro-

duktion sowie der Abfallverbrennung. Während CCS für den Einsatz in 

den verbliebenen Kohlekraftwerken ausgeschlossen ist, bleibt die Nut-

zung für Verstromungsanlagen mit Biomasse und Erdgas bzw. Wasser-

stoff „im Sinne eines technologieoffenen Übergangs zu einem klimaneut-

ralen Stromsystem rechtlich möglich“ (BMWK 2024b). 

Neben dem Einsatz vom CCS für vermeidbare Emissionen, der Ent-

wicklungen im Klimaschutz weiter verlangsamen könnte, bemängeln Um-

weltverbände (BUND o. J. b) und Forscher:innen die andauernden Unsi-

cherheiten und Risiken der CO2-Lagerung (Lane/(Greig/Garnett 2021) so-

wie die enormen Energiemengen, die für die Abscheidung und den Trans-

port nötig sind (Sovacool et al. 2024). 

Union und FDP sprechen sich grundsätzlich für den Einsatz von CCS 

und die Speicherung im Meer aus (CDU/CSU 2023a; FDP 2023b), wäh-

rend die AfD die Technologie als „teuer, energieintensiv und ineffizient“ 

titulierte (Deutscher Bundestag 2023c). Die Linke sieht in CCS keine Lö-

sung für die Klimakatastrophe und lehnt den Einsatz auf Bundes- und Eu-

ropaebene ab (Die Linke 2021; Die Linke im Europaparlament 2024). Das 

BSW hat keine offizielle Position hierzu. 

Bei den Grünen gibt es erst seit Ende 2023 einen Kurswechsel, der 

den Weg für die Novelle durch die Koalition frei machte (tagesschau.de 

2023). Die SPD-Bundestagsfraktion ist grundsätzlich für den Gebrauch 

von CCS für unvermeidbare Restemissionen, jedoch nur solange der Ein-

satz nicht zu einer Verlangsamung von Maßnahmen der CO2-Vermeidung 

führt (SPD 2023). Darüber hinaus sind der Umgang mit möglichen Risiken 

des Transport und der Speicherung sowie „eine breite gesellschaftliche 

Akzeptanz“ (SPD 2023, S. 4) wichtige Kriterien für die SPD. 
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28 Prozent der Teilnehmer:innen geben an, schon etwas von Carbon 

Capture and Storage oder Kohlenstoffabscheidung und speicherung ge-

hört zu haben (siehe Abbildung 23). Der Anteil derjenigen, die schon et-

was von CCS gehört haben, reicht von 21 Prozent unter den Befürwor-

ter:innen der AfD bis zu 43 Prozent unter denen der Grünen. 

 

 

Abbildung 23: „Bereits von Carbon Capture and Storage gehört“ nach 

Parteipräferenz 

 

 

Anmerkung: N = 1569 

Quelle: eigene Erhebung 

 

 

Wie Abbildung 24 zeigt, stimmen 43 Prozent der Befragten der Aussage 

zu, dass es CCS erlauben wird, weiterhin fossile Energiequellen zu nut-

zen, weil das CO2 aufgefangen und unterirdisch gespeichert wird. Gleich-

wohl meinen 64 Prozent, dass CCS nicht zu einer Verzögerung der Ener-

giewende und zum Zurückfahren von Maßnahmen führen darf. 

Somit wird CCS als Teil der Energiewende gesehen, aber nicht als Er-

satz für bestehende Maßnahmen. Darüber hinaus geben 48 Prozent der 

Befragten an, dass der Erfolg der CCS-Technologie noch zu unsicher ist 

und CCS daher nicht als Bestandteil der Energiewende eingeplant wer-

den kann. 
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Abbildung 24: Haltung zu Carbon Capture and Storage 

 

 

Anmerkung: N = 544 

Quelle: eigene Erhebung 
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Abbildung 25: Haltung zu Carbon Capture and Storage nach 

Parteipräferenz 

 

 

Anmerkung: N = 439 

Quelle: eigene Erhebung 
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aus gibt es einen erheblichen Anteil, der die Technologie noch für zu un-
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11. Schlussfolgerungen 
 

Beschäftigte in Deutschland sprechen sich mehrheitlich für die Energie-

wende und für die Umsetzung der nötigen politischen Maßnahmen aus. 

Jeweils 60 Prozent sehen die Energiewende als unabdingbar für das Er-

reichen der Klimaziele an und unterstützen den Ausbau erneuerbarer 

Energien. 

Eine knappe Mehrheit spricht sich für das Zwei-Prozent-Ziel des Flä-

chenausbaus für Windenergie an Land und für den Kohleausstieg aus. 

Gleichzeitig ist auch jeweils eine knappe Mehrheit der Meinung, dass in 

Zukunft sowohl Atomenergie als auch einige wenige Kohlekraftwerke wei-

terhin als Übergangsenergiequelle für die Industrie gebraucht werden. Ein 

wiederkehrender Grund dafür ist die Angst vor Versorgungsengpässen 

und Preisanstiegen. Nur eine Minderheit weiß über Wasserstoff und CCS 

Bescheid. 

Entlang des politischen Parteispektrums zeichnen sich vier Linien ab: 

• Erstens unterstützen die Anhänger:innen der etablierten politischen 

Parteien die Energiewende stärker und stehen in fast allen Fragen en-

ger beieinander. 

• Zweitens gibt es innerhalb der etablierten Parteien tendenziell zwei La-

ger. Anhänger:innen der Grünen, der SPD und der Linken (Lager 1) 

unterstützt die Energiewende stärker und konsequenter als die Anhä-

nger:innen der Union und der FDP (Lager 2). 

• Drittens weicht die Zustimmung von AfD-Anhänger:innen bis auf we-

nige Ausnahmen mit deutlich niedrigeren Zustimmungswerten stark 

ab. Gleichwohl ist es wichtig hervorzuheben, dass jeweils eine solide 

Minderheit der AfD-Anhänger:innen Zustimmung zur Energiewende 

sowie ihren Ziele und Maßnahmen ausdrückt. 

• Viertens sind Anhänger:innen des BSW schwieriger zuzuordnen. In 

vielen Fällen ist die Zustimmung im Vergleich zu den Anhänger:innen 

der etablierten Parteien deutlich geringer, aber größer als bei den AfD-

Anhänger:innen. 

 

Besonders unter den Anhänger:innen der AfD und des BSW ist die Angst 

vor Preisanstiegen und Arbeitsplatzverlusten stärker ausgeprägt als unter 

Anhänger:innen der etablierten Parteien. Man könnte vermuten, dass ein 

Grund hierfür, wie in Kapitel 3 skizziert, die sozioökonomische Lage vieler 

Anhänger:innen mit durchschnittlich geringerem Einkommen und niedri-

geren Bildungsabschlüssen sein könnte. Jedoch suggerieren die Ergeb-

nisse der Regressionsanalysen, dass, auch wenn wir für soziodemografi-

sche Merkmale wie Einkommen, Bildung und Bundesland kontrollieren, 

die signifikanten Unterschiede bestehen bleiben. 
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Anders ausgedrückt: AfD- und BSW-Anhänger:innen haben mehr 

Angst vor den ökonomischen Folgen der Energiewende. Diese Besorgnis 

beruht aber nicht zwangsläufig auf einer durchschnittlich schlechteren 

ökonomischen Situation im Vergleich zu den Wähler:innen der anderen 

Parteien. Vielmehr scheinen hier Aspekte relevant zu sein, die wir nicht 

gemessen haben. 

Eine Vielzahl von Studien legt nahe, dass es sich vor allem um ideolo-

gische Aspekte handelt (Bretter/Schulz 2024; Drews/van den Bergh 

2016). Dies deckt sich zum Teil mit Ergebnissen aus früheren Studien zu 

den Einstellungen von AfD-Anhänger:innen (Hövermann 2023; infratest 

dimap 2023; Knollenberg/Sommer 2023), die sowohl ideologische als 

auch sozioökonomische Aspekte für die Wahlentscheidung anführen. 

Auf der einen Seite finden Knollenberg und Sommer (2023) in ihrer 

Analyse zweier Haushaltsbefragungen aus den Jahren 2017 und 2019, 

dass AfD-Wähler:innen substanziell klimaskeptischer sind. Die Ergeb-

nisse legen außerdem nahe, dass diese Einstellungen zum Klimawandel 

bereits vor einem Wechsel zur AfD vorhanden waren. Auf der anderen 

Seite suggerieren Hövermanns (2023) Befunde, dass sozioökonomische 

Aspekte, wie die Unsicherheit der Arbeit und die Unzufriedenheit mit Ar-

beitsbedingungen und Lohn ebenfalls eine wichtige Rolle für die AfD- 

Wahlentscheidung spielen. 

Gleichwohl zeigen sich auch Mehrheiten über die Parteigrenzen und 

die oben skizzierten Linien hinaus. Denn Anhänger:innen aller Parteien, 

auch die der AfD und des BSW, sind mehrheitlich für eine Kopplung staat-

licher Fördermittel an soziale Aspekte und gute Arbeitsbedingungen und 

stimmen mehrheitlich zu, dass die Energiewende erfolgreicher sein wird, 

wenn Bürger:innen und Beschäftigte dabei mitbestimmen können. Dies 

bekräftigt deutsche Gewerkschaften in ihren Kernforderungen an die Po-

litik, die Energiewende sozial und demokratisch zu denken (DGB 2023a 

und 2023b) und untermauert einmal mehr die soziale Dimension der 

Klimapolitik. 

Beteiligung verändert auch die Zustimmung beim emotional aufgela-

denen Thema Windkraft. Hier zeigen unsere Ergebnisse, dass ein erheb-

licher Anteil derjenigen, der sich gegen das Zwei-Prozent Flächenausbau-

ziel ausspricht, angibt, das Ziel eher zu unterstützen, wenn Bürger:innen 

von dem lokal produzierten Strom profitieren. 

Der Energiepreis ist bei allen Beschäftigten ein Anlass zur Sorge, aber 

vor allem bei den AfD-Anhänger:innen. In der Energiepolitik scheint es 

also wichtig, Vertrauen zu schaffen, dass eine Versorgung durch erneu-

erbare Energie nicht zur Kostenexplosion führen wird. Hieraus leitet sich 

auch ab, dass Maßnahmen für die soziale Gestaltung der Transformation 

– Klimageld, finanzielle Beteiligung an lokal produziertem Strom, bessere 
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Löhne, höhere Subventionen, bezahlte Qualifizierung – noch zügiger und 

großzügiger angelegt und eingeführt werden müssen. Dafür braucht es 

jedoch eine Reform der Schuldenbremse (Dullien et al. 2024). 

Insgesamt legen die Ergebnisse unserer Studie nahe, dass die Forde-

rungen, die ökologische Transformation sozial zu gestalten, nicht nur eine 

Fußnote in der politischen Diskussion ausmachen sollten, sondern zentral 

werden müssen, um den Zuspruch zu demokratischen Parteien der Mitte 

aufrechtzuerhalten und zu stärken. 

Aus diesen Ergebnissen ergeben sich vier politische Handlungsfelder, 

die Unterstützung für die Energiewende bei Anhänger:innen aller politi-

schen Lager finden: 

 

1. Staatliche Unterstützung an soziale Bedingungen knüpfen 

Diese Politikmaßnahme greift die ökonomischen Ängste auf, die beson-

ders aber nicht ausschließlich AfD- und BSW-Befürworter:innen derzeit 

mit der Energiewende verbinden. Es gilt zunächst staatliche Investitionen 

an Kriterien guter Arbeit wie Tariflohn und Betriebsräte zu knüpfen. Weiter 

gilt es, Tarifverträge in den neuen Sektoren abzuschließen. Diese Maß-

nahme setzt an der fehlenden Verbreitung von Tarifverträgen in den Bran-

chen der erneuerbaren Energien an und macht einen Wechsel in diese 

Branchen so attraktiver für die Beschäftigten. Die Bundesregierung muss 

hier auch aktiver werden und mehr Druck auf die Betriebe in den neuen 

Branchen hin zu mehr Tariftreue ausüben. 

 

2. Energiewende braucht direkte Beteiligung und Demokratie 

Beteiligung der und Mitbestimmung durch die Bürger:innen und Beschäf-

tigten fördern demokratische Teilhabe. Diese Erfahrungen sind vielen  

Befürworter:innen von AfD und BSW abhandengekommen (Hövermann 

2023). 

Neben demokratischer Teilhabe sollten Bürger:innen auch an den fi-

nanziellen Vorteilen von Erneuerbare-Energien-Projekten, z. B. Wind-

parkanlagen, teilhaben. Dies kann die finanziellen Ängste mildern und die 

Akzeptanz für Projekte in der Region stärken. Hierzu sollten die bereits 

vorhandenen politischen Unterstützungen für „Bürgerwindparks“ (Lan-

desregierung Nordrhein-Westfalen o. J.; LEA Hessen 2022; Niedersäch-

sisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz 2024) und ähn-

liche Beteiligungskonzepte noch effektiver und öffentlich wirksamer unter-

stützt werden. 
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3. Verteilungspolitische Probleme und Ängste durch 

unterstützende Maßnahmen flankieren 

Allein auf marktwirtschaftliche Politikmaßnahmen wie CO2-Preise zu set-

zen wird verteilungspolitisch schwierig werden (Dullien et al. 2024). CO2-

Preise haben oft einen regressiven Effekt: sie belasten untere und mittlere 

Einkommensgruppen proportional mehr als obere (Alvarez 2019; Kirchner 

et al. 2018; Wier et al. 2005). Auch wenn diese Effekte teilweise über Aus-

gleichsmechanismen behoben werden können (ibid.), wird ein pauscha-

les Klimageld, wie bisher politisch diskutiert, nicht ausreichen (Dullien 

et al. 2024). 

Zum einen könnten indirekte Steuersenkungen auf Nahrungsmittel mit 

geringer CO2-Bilanz und den öffentlichen Nahverkehr das allgemeine 

Preisniveau senken und so Haushalte entlasten (ibid.). Zum anderen 

müssen durch eine Reform der Schuldenbremse mehr öffentliche Mittel 

zur Dekarbonisierung der Infrastruktur bereitgestellt werden, damit es den 

Bürger:innen ermöglicht wird, sich CO2-ärmer zu verhalten und somit 

auch Geld einzusparen. Ebenfalls muss die Bundesregierung ihrem Ver-

sprechen für mehr bezahlbaren sozialen Wohnraum, der ebenfalls ener-

gieeffizient und emissionsarm ist, nachkommen. 

 

4. Kohle- und Atomausstieg besser kommunizieren 

Die widersprüchliche Kommunikation hinsichtlich der Versorgungssicher-

heit während der Energiekrise als Folge des Angriffs Russlands auf die 

Ukraine, hat Verunsicherung in der Bevölkerung ausgelöst. Diese Verun-

sicherung – vor allem vor dem Hintergrund der Versorgungssicherheit als 

wichtigstem Kriterium für die Energieversorgung – führt zu fehlendem 

Rückhalt für den Kohleausstieg innerhalb der Bevölkerung. Ähnlich ist es 

mit dem Atomausstieg. 

Die Versicherung des Bundesnetzagentur, dass die Energieversor-

gung auch in Zukunft garantiert ist, muss deutlicher und effektiver kom-

muniziert werden. Darüber hinaus muss die eingeschränkte Wirtschaft-

lichkeit eines Wiedereinstiegs und Ausbaus der Atomenergie medial prä-

senter nach außen kommuniziert werden. Die Bundesregierung, aber 

auch Gewerkschaften sollten über Informationskampagnen für mehr Ver-

trauen der Bürger:innen in den Kohle- und Atomausstieg werben. 
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Anhang 
 

Tabelle 2: Ergebnisse der Varianzanalysen 

 

 Alter Geschlecht 
Bildungs-

grad* 

Ein- 

kommen** 

AfD 

 CDU/CSU 
−2,19 

(p = 0,421) 

0,046 

(p = 0,979) 

0,279 

(p < 0,001) 

1,00 

(p < 0,001) 

 SPD 
−2,615 

(p = 0,377) 

0,087 

(p = 0,648( 

0,308 

(p < 0,001) 

0,485 

(p = 0,123) 

 Die Grünen 
−7,061 

(p < 0,001) 

0,140 

(p = 0,053) 

0,524 

(p < 0,001) 

0,734 

(p < 0,001) 

 FDP 
−8,599 

(p < 0,001) 

0,040 

(p = 0,999) 

0,464 

(p < 0,001) 

0,894 

(p = 0,002) 

 Die Linke 
−6,339 

(p = 0,006) 

0,162 

(p = 0,335) 

0,415 

(p < 0,001) 

0,489 

(p = 0,722) 

 BSW 
1,157 

(p = 0,998) 

0,164 

(p = 0,076) 

0,156 

(p = 0,229) 

−0,176 

(p = 0,999) 

BSW 

 CDU/CSU 
−3,344 

(p = 0,274) 

−0,119 

(p = 0457) 

0,123 

(p = 0,545) 

1,176 

(p < 0,001) 

 SPD 
−3,77 

(p = 0,224) 

−0,077) 

(p = 0,956) 

0,153 

(p = 0,339) 

0,661 

(p = 0,083) 

 Die Grünen 
−8,218 

(p < 0,001) 

−0,024 

(p = 0,999) 

0,369 

(p < 0,001) 

0,911 

(p = 0,001) 

 FDP 
−9,756 

(p < 0,001) 

−0,125 

(p = 0,744) 

0,308 

(p = 0,002) 

1,07 

(p = 0,002) 

 Die Linke 
−7,496 

(p = 0,004) 

−0,002 

(p = 1,00) 

0,259 

(p = 0,069 

0,666 

(p = 0,455) 

 

Anmerkungen: 

* Der Bildungsgrad basiert auf einer dreistufigen Einteilung: ohne Bil-

dungsabschluss oder mit Hauptschulabschluss; Realschulabschluss, 

(Fach-)Hochschulreife oder abgeschlossene Berufsausbildung/Lehre; 

Hochschulabschluss. 

** Das persönliche monatliche Nettoeinkommen wurde auf einer Zehn-

Punkte-Skala von 1 („weniger als 1000 Euro“) bis 10 („mehr als 

8000 Euro“) gemessen. 

Quelle: eigene Erhebung 
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